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der Kommission, über deren Benennung zwischen den 
Staaten, die die Seiten des Streitfalles sind, keine Eini­
gung erzielt werden konnte, aus dem Kreis der Komi­
teemitglieder in geheimer Wahl mit einer Zweidrittel­
mehrheit gewählt.

2. Die Kommissionsmitglieder erfüllen ihre Aufgaben in 
persönlicher Eigenschaft. Sie dürfen nicht Bürger der 
Staaten, die Seiten des Streitfalles sind, oder eines Staates 
sein, der nicht Mitglied der Konvention ist.

3. Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden und beschließt 
ihre eigene Geschäftsordnung.

4. Die Sitzungen der Kommission erfolgen gewöhnlich am 
Sitz der Vereinten Nationen oder auf Beschluß der Kom­
mission an jedem anderen geeigneten Ort.

5. Das gemäß Artikel 10, Absatz 3 der Konvention vorge­
sehene Sekretariat arbeitet auch für die Kommission, falls 
ein Streit zwischen Teilnehmerstaaten der Konvention zur 
Bildung der Kommission führt.

6. Die streitenden Seiten tragen zu gleichen Teilen alle Aus­
gaben für die Mitglieder der Kommission gemäß Kosten­
anschlägen, die vom Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen aufgestellt werden.

7. Der Generalsekretär hat das Recht, falls erforderlich, die 
Ausgaben für die Mitglieder der Kommission vor der 
Rückzahlung durch die streitenden Parteien gemäß Ab­
satz 6 dieses Artikels zu erstatten.

8. Das Komitee stellt der Kommission die ihm zugegangenen 
und ausgewerteten Informationen zur Verfügung, und die 
Kommission kann die betroffenen Staaten ersuchen, wei­
tere wichtige Informationen beizubringen.

Artikel 13
1. Wenn die Kommission die Angelegenheit eingehend ge­

prüft hat, arbeitet sie einen Bericht aus, der dem Vorsit­
zenden des Komitees vorgelegt wird, und ihre Schlußfol­
gerungen zu allen Fragen, die die faktische Seite des 
Streits zwischen den Parteien betreffen, und der solche 
Empfehlungen enthält, die sie für eine friedliche Bei­
legung des Streits für notwendig hält

2. Der Vorsitzende des Komitees übermittelt den Bericht der 
Kommission jedem an dem Streit beteiligten Staat. Inner­
halb von drei Monaten teilen diese Staaten dem Vorsitzen­
den des Komitees mit, ob sie mit den im Bericht der Kom­
mission enthaltenen Empfehlungen einverstanden sind 
oder nicht

3. Nach Ablauf des im Absatz 2 dieses Artikels vorgesehenen 
Zeitraums übermittelt der Vorsitzende des Komitees den 
Bericht der Kommission und die Erklärungen der betrof­
fenen Teilnehmerstaaten den anderen Teilnehmerstaaten 
der Konvention.

Artikel 14
1. Ein Teilnehmerstaat kann jederzeit erklären, daß er die 

Befugnis des Komitees anerkennt Mitteilungen von Ein­
zelpersonen oder Gruppen von Personen im Bereich seiner 
Gerichtsbarkeit entgegenzunehmen und zu prüfen, die 
erklären, Opfer einer Verletzung von in dieser Konven­
tion niedergelegten Rechten durch den betreffenden Teil­
nehmerstaat zu sein. Das Komitee darf nicht solche Mit­
teilungen entgegennehmen, wenn sie einen Teilnehmer­
staat der Konvention betreffen, der eine solche Erklä­
rung nicht abgegeben hat

2. Jeder Teilnehmerstaat, der eine Erklärung ‘ gemäß Ab­
satz 1 dieses Artikels abgibt kann im Rahmen seiner 
nationalen Rechtsordnung ein Organ bilden oder benen­
nen, das befugt ist Eingaben von Einzelpersonen oder 
Gruppen von Personen innerhalb seines Hoheitsbereiches 
entgegenzunehmen und zu prüfen, die erklären, Opfer der 
Verletzung eines der in dieser Konvention niedergelegten 
Rechte zu sein und alle anderen im Lande möglichen 
Rechtsmittel erschöpft zu haben.

3. Eine gemäß Absatz 1 dieses Artikels abgegebene Erklä­
rung sowie die Bezeichnung jedes gemäß Absatz 2 dieses 
Artikels gebildeten oder benannten Organs müssen durch 
den entsprechenden Teilnehmerstaat beim Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen, der den anderen Teilnehmer­
staaten Kopien davon zustellt hinterlegt werden. Die Er­
klärung kann jederzeit durch Notifikation an den Gene­
ralsekretär zurückgenommen werden, doch dies darf sich 
in keiner Weise auf die Mitteilungen auswirken, die dem 
Komitee zur Prüfung vorliegen.

4. Ein Verzeichnis der Eingaben wird von dem gemäß Ab­
satz 2 dieses Artikels gebildeten oder benannten Organ 
geführt, und beglaubigte Kopien dieses Verzeichnisses wer­
den jährlich über die entsprechenden Kanäle beim Gene­
ralsekretär hinterlegt, wobei ihr Inhalt nicht veröffent­
licht werden darf.

5. Falls der Antragsteller durch die Maßnahmen des gemäß 
Absatz 2 dieses Artikels gebildeten oder benannten Or­
gans nicht zufriedengestellt wurde, hat er das Recht, die 
betreffende Angelegenheit innerhalb von sechs Monaten 
dem Komitee zu übermitteln.

6. a) Das Komitee bringt in vertraulicher Form bei ihm ein­
gegangene Mitteilungen dem Teilnehmerstaat zur 
Kenntnis, der der Verletzung einer Bestimmung der 
Konvention bezichtigt wurde, doch wird die betref­
fende Person oder Personengruppe ohne ihre aus­
drückliche Zustimmung nicht genannt. Das Komitee 
nimmt keine anonyme Mitteilung entgegen, 

b) Innerhalb von drei Monaten übermittelt der Staat, der 
die Mitteilung erhalten hat, dem Komitee schriftliche 
Erläuterungen oder Erklärungen, die diese Angelegen­
heit und die Maßnahmen, die dieser Staat möglicher­
weise ergriffen hat, klarstellen.

7. a) Das Komitee prüft die Mitteilungen unter Berücksich­
tigung aller Angaben, die ihm von dem betroffenen 
Teilnehmerstaat und dem Antragsteller zur Verfügung 
gestellt wurden. Das Komitee darf keine Mitteilungen 
von einem Antragsteller prüfen, solange es nicht fest- 
gestellt hat, daß der Antragsteller alle verfügbaren 
innerstaatlichen Rechtsmittel erschöpft hat. Diese Regel 
gilt jedoch nicht in den Fällen, in denen die Anwen­
dung dieser Mittel über Gebühr verzögert wird, 

b) Das Komitee übermittelt seine Vorschläge und Empfeh­
lungen, falls vorhanden, dem betroffenen Teilnehmer­
staat und dem Antragsteller.

8. Das Komitee nimmt in seinen Jahresbericht eine Zusam­
menfassung solcher Mitteilungen auf, und wo es ange­
bracht ist, eine Zusammenfassung der Erläuterungen und 
Erklärungen der betroffenen Teünehmerstaaten sowie 
seine eigenen Vorschläge und Empfehlungen.

9. Das Komitee ist nur dann befugt, die in diesem Artikel 
vorgesehenen Funktionen wahrzunehmen, wenn min­
destens zehn Teilnehmerstaaten der Konvention durch 
Erklärungen gemäß Absatz 1 dieses Artikels gebunden 
sind

Artikel 15
1. Bis zur Erreichung der Ziele der Deklaration über die 

Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker, die in der Resolution 1514 (XV) der Vollversamm­
lung vom 14. Dezember 1960 enthalten sind, beschränken 
die Bestimmungen dieser Konvention in keiner Weise das 
Eingaberecht, das diesen Völkern durch andere internatio­
nale Dokumente oder durch die Vereinten Nationen und 
ihre Spezialorganisationen gewährt wird.

2. a) Das gemäß Artikel 8, Absatz 1 dieser Konvention ge­
bildete Komitee erhält Kopien der Eingaben von den 
Organen der Vereinten Nationen, die sich mit Fragen 
beschäftigen, die unmittelbar die Prinzipien und Ziele 
dieser Konvention betreffen, und unterbreitet ihnen 
dazu Stellungnahmen und Empfehlungen bei der Be­
handlung von Eingaben von Einwohnern von Treu­
handgebieten, nichtautonomen und allen anderen l .;t


